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I.	 Einleitung

Die technische Entwicklung im Bereich der Kommunikation schreitet rasch vo­
ran, während die Gesetzgebung auf nationaler und internationaler Ebene hin­
terherhinkt. Eine Frage, welche sich in der Praxis häufig stellt, ist diejenige nach 
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dem Persönlichkeitsschutz im Internet. Welche Bestimmungen sind anwend­
bar? Wie können die Persönlichkeitsrechte auch im Internet geschützt werden? 
Wie kann gegen verantwortliche Unternehmen vorgegangen werden?

Nachfolgend sollen die gesetzliche Regelung in der Schweiz sowie einige Spe­
zialprobleme im Zusammenhang mit dem Persönlichkeitsschutz im Internet 
dargestellt werden, dies verbunden mit einer Diskussion möglicher Lösungsan­
sätze.

II.	 Rechtliche Grundlagen

A.	 Zivilrechtlicher Schutz der Persönlichkeit

1.	 Schutzbereich: Die Persönlichkeit

a)	 Keine Definition im Gesetz

Wenn von Persönlichkeitsschutz gesprochen wird, stellt sich zunächst die Frage, 
was unter dem Begriff der Persönlichkeit zu verstehen ist. Der zivilrechtliche 
Persönlichkeitsschutz wird in den Art. 28 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbu­
ches (ZGB) geregelt. Der Gesetzgeber hat jedoch bewusst darauf verzichtet, 
den Begriff der Persönlichkeit zu definieren.1 Dieser Verzicht auf eine Legalde­
finition soll ermöglichen, dass der Begriff der Persönlichkeit und damit der 
Persönlichkeitsschutz möglichst flexibel an neue Entwicklungen anpasst werden 
kann. Das Gesetz zählt auch keine spezifischen Persönlichkeitsgüter auf, die 
geschützt werden sollen. Der Gesetzgeber hat es damit Rechtsprechung und 
Lehre überlassen, den Persönlichkeitsschutz zu entwickeln und den sich wan­
delnden Vorstellungen anzupassen.2 

b)	 Geschützte Teilbereiche

Art. 28 ff. ZGB schützen sowohl die psychischen als auch die physischen Aspek­
te der Persönlichkeit. Als Bestandteile der psychischen Persönlichkeit gelten 
beispielsweise das Recht auf den Schutz des Gefühlslebens und das Recht auf 
Beziehungen zu Nahestehenden. Der physische Aspekt der Persönlichkeit um­

1	 Vgl. Dörr, N 3 zu Art. 28.
2	 Vgl. Dörr, N 4 zu Art. 28.
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fasst im Wesentlichen das Recht auf Leben, auf körperliche Unversehrtheit so­
wie auf Bewegungsfreiheit.3 Unter den Persönlichkeitsschutz fallen weiter das 
Recht am eigenen Bild, das Recht am eigenen Namen, das Recht an der eigenen 
Stimme, das Recht auf Schutz der Ehre, das Recht auf wirtschaftliche Entfal­
tungsfreiheit, das Recht auf Vergessen (also das Recht darauf, dass ab einem 
bestimmten Zeitpunkt gewisse Informationen nicht mehr preisgegeben werden 
dürfen) sowie das Recht auf eine ungestörte Privat- und Intimsphäre.4 Gemäss 
Lehre und Rechtsprechung kann dabei zwischen drei verschiedenen Sphären 
unterschieden werden: Die Geheim- oder Intimsphäre umfasst «Tatsachen und 
Lebensvorgänge jener Personen, denen diese Tatsachen besonders anvertraut 
wurden».5 Die Privatsphäre betrifft diejenigen Lebensäusserungen, welche man 
nur mit einem begrenzten und relativ nahe verbundenen Personenkreis teilen 
will. Dabei handelt es sich nicht um geheime Lebenserscheinungen, aber trotz­
dem um solche, welche nicht dazu bestimmt sind, einer breiteren Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht zu werden. Die dritte Sphäre umfasst Informationen aus 
dem öffentlichen Bereich, welche von jedermann wahrgenommen und weiter­
verbreitet werden können.6

2.	 Wann liegt ein Eingriff in die Persönlichkeit vor?

Ein Eingriff in die Persönlichkeit liegt dann vor, wenn einer oder mehrere dieser 
Teilbereiche verletzt werden. So kann das Recht am eigenen Bild durch die Ab­
bildung einer Person ohne deren Zustimmung verletzt werden. Das Recht auf 
Privatsphäre kann dadurch verletzt werden, dass Informationen über das Pri­
vatleben eines Menschen veröffentlicht werden.

Werden hingegen der Wahrheit entsprechende Tatsachen aus dem öffentlichen 
Bereich, welche von jedermann wahrgenommen werden können, beispielswei­
se von einer Zeitung weiterverbreitet, so ist dies durch den Informationsauftrag 
der Medien gedeckt und folglich zulässig. Grundsätzlich nicht gestattet ist es 
allerdings, Tatsachen aus dem Geheim- oder Privatbereich einer Privatperson 
zu verbreiten. Ausnahme: Es liegt ein Rechtfertigungsgrund vor.7

3	 Meili, BSK ZGB I, Art. 28, N 17.
4	 Hofer, N 18.51.
5	 BGE 97 II 97 E. 3, ähnlich BGE 118 IV 45.
6	 BGE 97 II 97 E. 3; Meili, BSK ZGB I, Art. 28, N 27.
7	 BGE 122 III 449 E. 3a, BGE 126 III 305 E. 4b/aa.
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3.	 Rechtfertigung eines Eingriffs

Aus dem Eingriff in einen oder mehrere geschützte Teilbereiche resultiert eine 
Persönlichkeitsverletzung, welche unter Umständen gerechtfertigt sein kann 
und folglich nicht widerrechtlich ist. Nie gerechtfertigt ist jedoch die Verbrei­
tung von tatsachenwidrigen Informationen.8

Im Medienrecht sind zwei Rechtfertigungsgründe von zentraler Bedeutung9: 
Zum einen kann die betroffene Person in die Persönlichkeitsverletzung einwil­
ligen, beispielsweise indem sie zustimmt, dass ihr Bild publiziert wird. Zum an­
dern kann auch ein überwiegendes öffentliches Interesse einen Eingriff in die 
Persönlichkeit rechtfertigen. Beispiel: Veröffentlicht eine Zeitung den Namen 
einer Person ohne deren Einwilligung, so kann dies gerechtfertigt sein, solange 
der Informationsauftrag der Presse (also das überwiegende öffentliche Interes­
se) höher gewichtet wird als die daraus resultierende Persönlichkeitsverlet­
zung.10

Bei der Rechtfertigung einer Persönlichkeitsverletzung durch das öffentliche 
Interesse kommt dem Begriff der «Zeitgeschichte» grosse Bedeutung zu. Als 
absolute Personen der Zeitgeschichte – so der Terminus – gelten Personen, die 
aufgrund ihrer beruflichen Stellung, ihrer Funktion oder ihrer Leistung derart 
ins Blickfeld geraten sind, dass ein Informationsinteresse der Öffentlichkeit 
grundsätzlich zu bejahen ist. Dies kann beispielsweise für Politiker, Spitzenbe­
amte, bekannte Sportler, Wissenschaftler oder Künstler zutreffen. Bei einer re-
lativen Person der Zeitgeschichte liegt ein legitimes Informationsinteresse hin­
gegen nur im Zusammenhang mit einem bestimmten Ereignis vor.11 Es liegt 
folglich kein Informationsinteresse an der Person allein, sondern ein rein ereig­
nisbezogenes Interesse vor. Dies bedeutet, dass über die Person nur in Verbin­
dung mit dem Ereignis berichtet werden darf. Als Beispiel kann hier ein Straftä­
ter angeführt werden, über den grundsätzlich nur im Zusammenhang mit sei­
ner Tat berichtet werden darf.12 Die Abgrenzung zwischen einer relativen und 
einer absoluten Person der Zeitgeschichte ist in der Praxis nicht immer einfach 
vorzunehmen. Grundsätzlich gilt jedoch, dass Medien bei Personen der Zeitge­

8	 BGE 126 III 209 E. 3a.
9	 Art. 28 Abs. 2 ZGB nennt folgende Rechtfertigungsgründe: Einwilligung des Verletz­

ten, überwiegendes öffentliches oder privates Interesse, gesetzliche Grundlage.
10	 BGE 97 II 97 E. 4b, BGE 126 III 209 E. 3a; vgl. Teitler, S. 30 ff.
11	 BGE 127 III 481 E. 2c/aa.
12	 Teitler, S. 41 ff.
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schichte weiter in Persönlichkeitsrechte eingreifen dürfen als bei Privatperso­
nen. Gleiches gilt – wenn auch in geringerem Umfang – für die Kategorie der 
sog. Amtspersonen. Diese stehen zwischen den Privatpersonen und den Perso­
nen der Zeitgeschichte. 

4.	 Zivilrechtlicher Persönlichkeitsschutz – Rechtsschutz 

Gemäss Art. 28 Abs. 1 ZGB kann jeder, der in seiner Persönlichkeit widerrecht­
lich – das heisst ohne Vorliegen eines Rechtfertigungsgrundes – verletzt wird, 
gegen «jeden, der an der Verletzung mitwirkt» das Gericht anrufen.

a)	 Abwehrklagen und reparatorische Klagen

Das Gericht kann gestützt auf Art. 28a Abs. 1 ZGB eine drohende (also noch 
nicht eingetretene) Verletzung verbieten, eine bestehende Verletzung beseiti­
gen lassen oder feststellen, dass eine bestehende Verletzung widerrechtlich ist. 
Weiter kann die verletzte Person verlangen, dass das richterliche Urteil oder 
eine Berichtigung veröffentlicht oder Dritten mitgeteilt wird (Art. 28a Abs. 2 
ZGB). Dies ist nur möglich, wenn eine Publikation auch geeignet ist, die Folgen 
einer Persönlichkeitsverletzung zu beseitigen. Es handelt sich nicht um eine 
Form der Genugtuung, sondern es geht darum, den Störungszustand zu besei­
tigen.13 Bei periodisch erscheinenden Medien kann ausserdem gestützt auf 
Art. 28g ZGB die Publikation einer Gegendarstellung verlangt werden, voraus­
gesetzt, dass Tatsachen (nicht Werturteile) veröffentlicht wurden und dadurch 
jemand in seiner Persönlichkeit unmittelbar betroffen ist. Es bedarf also nicht des 
Nachweises einer Persönlichkeitsverletzung. 

b)	 Finanzielle Ansprüche

Wer in seiner Persönlichkeit verletzt wird, kann weiter gestützt auf Art. 28a 
Abs. 3 ZGB finanzielle Ansprüche geltend machen. Das Gesetz nennt Schaden­
ersatz, Genugtuung sowie die Herausgabe eines allfälligen mit Hilfe einer Per­
sönlichkeitsverletzung erzielten Gewinnes. 

Schadenersatz soll erlittenen Vermögensschaden ausgleichen. Es bedarf somit 
eines finanziellen Schadens, der sich kausal (oft schwierig zu beweisen) aus einer 
Persönlichkeitsverletzung ergibt. Die Persönlichkeit hat jedoch keinen Geld­

13	 Meili, BSK ZGB I, N 9 f. zu Art. 28a.
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wert, weshalb ein Vermögensschaden infolge Persönlichkeitsverletzung nur 
selten vorliegt.14

Vergleichsweise häufiger stellt sich die Frage nach einer Genugtuung, welche 
darauf abzielt, erlittenen seelischen Schmerz durch eine Geldsumme auszuglei­
chen. Die Schwere der Verletzung muss einen finanziellen Ausgleich rechtferti­
gen können und sie darf nicht schon anderweitig durch eine Wiedergutma­
chung beseitigt worden sein (beispielsweise durch eine Entschuldigung oder 
durch Rücknahme der Verletzung). Die verletzte Person muss den seelischen 
Schmerz nachvollziehbar darlegen und die Genugtuungssumme beziffern kön­
nen; im Rahmen eines Gerichtsverfahrens müssen diese Punkte bewiesen wer­
den, eine Anforderung, die nicht immer leicht erfüllt werden kann. 

Hat die Person, welche für die Persönlichkeitsverletzung verantwortlich ist, mit 
dieser wirtschaftlichen Gewinn erzielt, so kann die Herausgabe dieses Gewinns 
verlangt werden. Beispiel aus der Gerichtspraxis hierfür ist die Klage von Willy 
Schnyder (dem Vater der Tennisspielerin Patty Schnyder) auf Gewinnherausga­
be wegen persönlichkeitsverletzender Berichterstattung in der Zeitung «Sonn­
tags-Blick».15 Auch bei der Herausgabe des Gewinns muss ein Kläger den Kau­
salzusammenhang zwischen der Persönlichkeitsverletzung und dem entstande­
nen Gewinn beweisen. In der Praxis bereitet dies oft erhebliche Schwierigkeiten.

B.	 Strafrechtlicher Schutz der Persönlichkeit

Eine Persönlichkeitsverletzung kann nicht nur zivilrechtliche, sondern auch 
strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen. Die entsprechenden Regelun­
gen finden sich in Art. 173 ff. des Strafgesetzbuches (StGB) unter dem Titel 
«strafbare Handlungen gegen die Ehre und den Geheim- oder Privatbereich». 

Ebenso wie das Zivilrecht verzichtet das Strafgesetzbuch auf eine Legaldefiniti­
on der Persönlichkeit resp. des Begriffs der Ehre. Der Begriff der Ehre – und 
damit der strafrechtlich geschützte Bereich der Persönlichkeit – wird jedoch 
enger gefasst als im Zivilrecht. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtes 
ist unter dem Begriff der Ehre der «Ruf, ein ehrbarer Mensch zu sein, d.h. sich 
so zu benehmen, wie nach allgemeiner Anschauung ein charakterlich anständi­

14	 Hofer, N 18.208 f.
15	 BGE 133 III 153; allerdings bleibt das Bundesgericht in der Frage der Berechnung des 

Gewinns unklar.
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ger Mensch sich zu verhalten pflegt» sowie das «Gefühl, ein achtbarer (…) 
Mensch zu sein» zu verstehen.16 Das Bundesgericht geht damit vom faktischen 
Ehrbegriff aus, während ein Teil der Lehre für den normativen Ehrbegriff, d.h. 
für den Achtungsanspruch, den jeder Mensch gegenüber seinen Mitmenschen 
hat, eintritt.17 Nicht erfasst vom strafrechtlich geschützten Ehrbegriff ist die 
soziale Geltung einer Person, also diejenige Geltung, welche einer Person nicht 
schon als moralisches Subjekt zukommt, sondern ihr erst in Erfüllung einer 
gesellschaftsbezogenen Aufgabe oder Funktion zugeschrieben werden kann.18 
So werden rein auf die berufliche Funktion bezogene Äusserungen (wie z.B. ein 
Professor habe keine Ahnung von seinem Fach) nicht geschützt.19

Grundtatbestand der Ehrverletzungsdelikte bildet Art. 173 StGB (üble 
Nachrede).20 Danach wird auf Antrag mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen 
bestraft, wer jemanden bei einem andern eines unehrenhaften Verhaltens oder 
anderer Tatsachen, welche geeignet sind, seinen Ruf zu schädigen, beschuldigt 
oder verdächtigt. Voraussetzung ist, dass die Beschuldigung des unehrenhaften 
Verhaltens gegenüber Dritten erfolgt und die so erhobene Anschuldigung ge­
eignet ist, den Betroffenen in seiner Ehre zu verletzen. Dabei ist zwischen Tat­
sachenbehauptungen, d.h. Behauptungen, die einem Beweis zugänglich sind, 
und Werturteilen, welche sich in der Kundgabe von Geringschätzung und 
Missachtung erschöpfen, zu unterscheiden. Letztere werden nicht vom Tatbe­
stand des Art. 173 StGB erfasst, je nach konkreter Situation jedoch von Art. 177 
StGB (Beschimpfung).21 Eine dritte Kategorie bilden die gemischten Werturtei­
le, bei denen die zum Ausdruck gebrachte Geringschätzung auf Tatsachen be­
ruht.22

Dem Beschuldigten steht im Rahmen von Art. 173 StGB (üble Nachrede) – im 
Gegensatz zum Tatbestand von Art. 174 (Verleumdung), bei welchem die Wei­
terverbreitung gerade «wider besseres Wissen» erfolgt – neben den sonstigen 
Rechtfertigungsgründen zusätzlich der Wahrheits- resp. Gutglaubensbeweis 
offen. Der sog. Wahrheitsbeweis gelingt dann, wenn die Aussagen im Wesent­
lichen zutreffen, wobei unbedeutende Übertreibungen ausser Betracht blei­

16	 Trechsel/Lieber, Vor Art. 173, N 1; BGE 117 IV 28, BGE 77 IV 98.
17	 Stratenwerth, § 11 N 3 f.; Riklin, BSK StGB II, Vor Art. 173, N 7 ff.
18	 Stratenwerth, § 11 N 5.
19	 Stratenwerth, § 11 N 6.
20	 Riklin, BSK StGB II, Art. 173, N 1.
21	 Riklin, BSK StGB II, Art. 177, N 4.
22	 Riklin, BSK StGB II, Vor Art. 173, N 45 f.
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ben.23 Beim Gutglaubensbeweis erfolgt die Straflosigkeit, wenn der Beschuldig­
te den Beweis erbringt, er habe ernsthafte Anhaltspunkte dafür gehabt, dass 
seine Äusserungen wahr seien, wobei voreilige Schlüsse oder Verdächtigungen 
nicht über den Gutglaubensbeweis gerechtfertigt werden.24

III.	 Persönlichkeitsschutz im Internet

A.	 Anwendbare Bestimmungen

In der Schweiz gibt es kein eigenes Internet-Gesetz. Für das Internet und die 
sozialen Plattformen im Internet gelten damit keine spezifischen Regelungen, 
weshalb die oben erläuterten gesetzlichen Bestimmungen auch bei einer Per­
sönlichkeitsverletzung im Internet anzuwenden sind. 

Mit dieser Feststellung sind die sich für diese Thematik stellenden Fragen aber 
keineswegs gelöst, kommen doch Normen aus ganz unterschiedlichen Geset­
zen zur Anwendung; das Medienrecht kann als «Querschnittsmaterie» bezeich­
net werden. Auf einige der speziellen Fragen, welche sich beim Thema Internet 
stellen, soll nachfolgend eingegangen werden.

B.	 Ausgewählte Spezialprobleme

1.	 Gegen wen vorgehen? (Frage der Passivlegitimation)

a)	 Urheber der Persönlichkeitsverletzung

Im Jahre 2013 hatte das Bundesgericht über folgenden Sachverhalt zu entschei­
den: Die Tribune de Genève hat es Dritten ermöglicht, auf ihrer Internetseite 
Blogeinträge zu veröffentlichen. In einem solchen Blog griff der Politiker Eric 
Stauffer einen ehemaligen Direktor der Genfer Kantonalbank an.25 Es stellte sich 
die Frage, wer das Persönlichkeitsrecht des ehemaligen Direktors der Genfer 
Kantonalbank verletzt hat. Erik Stauffer als Verfasser des Eintrags? Die Tribune 

23	 Stratenwerth, § 11 N 38; m.H.a. BGE 71 IV 188 sowie BGE 102 IV 176.
24	 Stratenwerth, § 11 N 41 ff.; m.H.a. BGE 102 IV 176.
25	 BGer 5A_792/2011.
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de Genève als Betreiberin der Plattform, welche eine solche Persönlichkeitsver­
letzung überhaupt erst ermöglicht hat? Oder beide? 

b)	 Gesetzliche Regelung

In der Schweiz besteht keine besondere Regelung für die Verantwortlichkeit 
von Onlinedienst- oder Suchmaschinenanbietern. Art. 28 Abs. 1 ZGB beant­
wortet die Frage der Verantwortlichkeit wie folgt: Eine Klage wegen Persönlich­
keitsverletzung kann gegen jeden erhoben werden, der an der Verletzung 
mitwirkt. Der Kreis der einklagbaren Personen ist dementsprechend weit ge­
fasst. Verletzt beispielsweise ein Zeitungsartikel das Persönlichkeitsrecht einer 
Person, so kann – zumindest theoretisch – gegen den Herausgeber, den Redak­
tor, den Journalisten, den Drucker und gegen jede weitere Person, die an der 
Herstellung oder Verbreitung des Textes beteiligt ist, vorgegangen werden. 
Auch strafrechtlich können die Beteiligten gemäss den Grundsätzen der Täter­
schaft und Teilnahme belangt werden.

Dieser Gesetzesbestimmung folgend hat das Bundesgericht im erwähnten 
Genfer Fall entschieden, dass auch diejenigen, welche eine solche Plattform im 
Internet zur Verfügung stellen (und nicht nur die eigentlichen Verfasser der 
Beiträge im Internet) für eine Persönlichkeitsverletzung verantwortlich ge­
macht werden können.26 Jede Person, welche an der Persönlichkeitsverletzung 
mitwirke, ermögliche oder begünstige diese, ohne dass dafür ein Verschulden 
erforderlich sei. Als Mitwirkung reiche auch bereits das Bereitstellen der tech­
nischen Infrastruktur.27

In der Praxis hat dieser Entscheid des Bundesgerichts erhebliche Folgen: Die 
Anbieter von Plattformen im Internet müssten, um Art. 28 ff. ZGB und der 
daraus folgenden Rechtsprechung gerecht zu werden, sämtliche Nutzer über­
wachen und stets kontrollieren, dass auf ihrer Plattform keine Persönlichkeits­
verletzung stattfindet. Praktisch dürfte dies mit erheblichen Schwierigkeiten 
verbunden sein.28 

26	 BGer 5A_792/2011; Kernen, S. 3.
27	 BGer 5A_792/2011 E. 6.2.
28	 Kernen, S. 4.
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c)	 Mögliche Lösungsansätze

Eine Lösung für dieses Problem könnte in einer restriktiven Auslegung des 
Gesetzeswortlautes unter der Prämisse, dass das Gesetz nur Zumutbares ver­
langen kann, bestehen. Infolge des technisch hohen Aufwandes sei es dem 
Anbieter – so eine mögliche Argumentation – nicht zumutbar, sämtliche auf 
seiner Plattform publizierten Inhalte permanent zu überwachen.29 

Art. 28 ZGB könnte weiter dahingehend eingeschränkt werden, dass der An­
bieter einer Plattform nur dann haftet, wenn er eine Persönlichkeitsverletzung 
trotz vorausgehender konkreter Hinweise nicht beseitigt.30 Ein solcher Ansatz 
wird in Deutschland verfolgt: Nach der sog. Störerhaftung gemäss §  10 des 
deutschen Telemediengesetzes ist der Anbieter nicht verpflichtet, laufend sämt­
liche Inhalte seiner Plattform zu überprüfen. Erlangt er jedoch Kenntnis von 
einem potentiell persönlichkeitsverletzenden Beitrag, so muss er, um eine Haf­
tung zu vermeiden, diesen Beitrag entfernen oder den Zugang sperren.31

Ein effizienter Schutz der Persönlichkeit im Internet ist in jedem Falle nur dann 
gewährleistet, wenn auch rasch und einfach gehandelt werden kann. Je länger 
ein persönlichkeitsverletzender Beitrag im Internet öffentlich zugänglich ist, 
desto mehr Personen können ihn wahrnehmen; zudem besteht das Risiko einer 
weiteren Verbreitung. Es liegt auf der Hand, dass der Betreiber der Plattform 
selbst persönlichkeitsverletzende Beiträge am schnellsten entfernen kann. Er ist 
auch zumeist auffindbar, während es Schwierigkeiten bereiten kann, den Ver­
fasser eines Beitrages ausfindig zu machen. Freilich: Die Entscheidung, ob eine 
Verletzung von Persönlichkeitsrechten vorliegt und Inhalte gelöscht werden, 
liegt bei diesem Lösungsansatz zunächst beim Betreiber der Plattform und da­

29	 Schneider-Marfels, S. 5.
30	 Kernen, S. 5.
31	 § 10 «Speicherung von Informationen» des deutschen Telemediengesetzes im Wort­

laut:
	 «Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie für einen Nutzer speichern, 

nicht verantwortlich, sofern 
1.	 sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung oder der Information haben 

und ihnen im Falle von Schadensersatzansprüchen auch keine Tatsachen oder Um­
stände bekannt sind, aus denen die rechtswidrige Handlung oder die Information 
offensichtlich wird, oder

2.	 sie unverzüglich tätig geworden sind, um die Information zu entfernen oder den 
Zugang zu ihr zu sperren, sobald sie diese Kenntnis erlangt haben.

	 Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem Diensteanbieter untersteht 
oder von ihm beaufsichtigt wird.»



Persönlichkeitsschutz im Internet – ein Überblick

43

her meist bei einem privatrechtlichen Unternehmen. Damit wird ein privater 
Dienstleister mit einer Interessenabwägung beauftragt, welche sonst dem Ge­
richt obliegt.

2.	 Gerichtsstand und anwendbares Recht

a)	 Problemstellung

Hat man ermittelt, gegen wen man vorgehen will (oder kann), so sieht man sich 
mit zwei weiteren Fragen konfrontiert: Welches Gericht ist zuständig? Welches 
Recht ist anwendbar? 

Solange sich ein Sachverhalt in der Schweiz zuträgt, kommt Schweizer Recht vor 
einem Schweizer Gericht zur Anwendung. Beispiel: Ein Schweizer publiziert auf 
der Internetseite eines Schweizer Anbieters eine persönlichkeitsverletzende 
Äusserung gegen einen Schweizer. Diese Äusserung wird in der Schweiz abge­
rufen. 

Allerdings sind Persönlichkeitsverletzungen im World Wide Web – wie der 
Name schon sagt  – selten nationale Probleme. So sah sich der Europäische 
Gerichtshof in Luxemburg (EuGH) schon vor einigen Jahren mit folgendem 
Sachverhalt konfrontiert: Die britische Tageszeitung «Sunday Mirror» veröf­
fentlichte in ihrer Internetausgabe eine Serie von Fotografien und einen Text 
unter dem Titel «Kylie Minogue ist wieder mit Olivier Martinez zusammen» 
und schrieb einige Aussagen dem Vater von Olivier Martinez zu. Die französi­
schen Schauspieler Olivier Martinez und sein Vater Robert Martinez erhoben 
daraufhin in Paris Klage gegen die MGN Limited, eine Gesellschaft englischen 
Rechts und Eigentümerin der Tageszeitung «Sunday Mirror», wegen Persönlich­
keitsverletzung.32 Die vom EuGH zu beurteilende Frage war, ob das französische 
Gericht überhaupt zuständig ist. Das Problem in diesem Fall: Das Internet un­
terscheidet sich von Medien wie beispielsweise einer gedruckten Zeitung – sei­
ne Inhalte sind überall abrufbar. 

b)	 Gesetzliche Regelung

Das Strafrecht und das Zivilrecht sehen verschiedene Gerichtsstände vor. Neben 
dem Wohnsitzgerichtsstand kann sowohl der Handlungsort als auch der Er­

32	 Urteil des EuGH vom 29. Oktober 2010, C-161/10, Martinez und Martinez vs. MGN 
Limited.
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folgsort Anknüpfungspunkt sein.33 Der Handlungsort ist der Ort des ursächli­
chen Geschehens, während der Erfolgsort derjenige der Verwirklichung einer 
Persönlichkeitsverletzung ist.34 

Will man aber – um ein Beispiel zu nennen – Facebook dazu anhalten, einen 
persönlichkeitsverletzenden Beitrag auf ihrer Internetseite zu löschen, so fragt 
sich, wo der Handlungs- und wo der Erfolgsort der Persönlichkeitsverletzung 
liegt. Als Handlungsort gilt derjenige Ort, an dem der Schädiger den relevanten 
Beitrag in den Computer eingibt. Es dürfte jedoch oft sehr schwierig zu eruieren 
bzw. zu beweisen sein, wo dies tatsächlich stattgefunden hat.35 Als Erfolgsort 
galten bei Persönlichkeitsverletzungen durch die Presse bisher jene Orte, an 
welchen das persönlichkeitsverletzende Presseerzeugnis verbreitet wurde. 
Doch nützt auch das Verbreitungskriterium bei Persönlichkeitsverletzungen im 
Internet wenig: Sie sind von überall her abrufbar. Es resultiert eine Vielzahl von 
möglichen Gerichtsständen. Die geschädigte Person könnte folglich an dem 
Gerichtsstand, an welchem das strengste Persönlichkeitsrecht gilt, klagen und 
damit das anwendbare Recht selbst auswählen.

c)	 Mögliche Lösungsansätze

Gestützt auf den Erfolgsort sind wie beschrieben eine Vielzahl von Gerichts­
ständen denkbar. Eine Begrenzung der Möglichkeiten könnte mit dem Ansatz, 
den bereits der deutsche Bundesgerichtshof gewählt hat, erfolgen: Für die Be­
stimmung des Erfolgsortes ist nicht einzig auf die blosse Abrufbarkeit, sondern 
zusätzlich auf die tatsächlich erfolgte Kenntnisnahme der Persönlichkeitsverlet­
zung abzustellen.36 Durch dieses zusätzliche Erfordernis wird dem Umstand, 
dass eine Persönlichkeitsverletzung im Internet zwar weltweit abrufbar ist, re­
gelmässig aber nur von einem beschränkten und meist regionalen Adressaten­
kreis zur Kenntnis genommen wird, Rechnung getragen. In den meisten Fällen 
wird damit die Zahl der möglichen Gerichtsstände deutlich eingeschränkt. 
Gefordert sein dürfte auch der Gesetzgeber: So wäre es meines Erachtens ge­
boten, dass ausländische Unternehmen, welche wie Google oder Facebook ihre 

33	 Vgl. dazu die gesetzlichen Bestimmungen: Art. 31 ff. StPO, Art. 20 ZPO, Art. 129 IPRG 
und Art. 5 Nr. 3 LuGÜ.

34	 Kernen, S. 3.
35	 Kernen, S. 4.
36	 Vgl. Urteil des Bundesgerichtshofs VI ZR 23/09.
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Dienstleistungen in der Schweiz anbieten, verpflichtet werden, durch die Grün­
dung einer Gesellschaft in der Schweiz einen Gerichtsstand zu schaffen.37

3.	 Recht auf Vergessen im Internet?

a)	 Problemstellung

Bereits im Jahre 1980 wurde dem Bundesgericht ein Sachverhalt vorgelegt, bei 
dem es zu beurteilen galt, ob es ein Recht auf Vergessen gibt: Die Schweizeri­
sche Radio- und Fernsehgesellschaft strahlte ein dokumentarisches Hörspiel 
über den wegen Mordes verurteilten und 1939 hingerichteten Paul Irniger aus. 
Dessen Sohn reichte Klage wegen Verletzung seines eigenen Persönlichkeits­
rechtes ein. Begründet wurde die Klage damit, dass ein Recht auf Vergessen 
bestehe, ein Recht darauf, dass über den Vater als Mörder nicht mehr berichtet 
werden dürfe, ein Recht darauf, dass dies in Vergessenheit geraten dürfe. Das 
Bundesgericht bestätigte, dass die Ausstrahlung des Hörspiels die Persönlich­
keitsrechte des Sohnes verletzt habe.38 

Im Gegensatz dazu entschied das Bundesgericht im Jahre 1985, dass Äusserun­
gen über die frühere politische Haltung einer Person der Zeitgeschichte nicht 
widerrechtlich seien, sofern diese zur Zeit der ursprünglichen Berichterstattung 
der Wahrheit entsprochen haben. Insofern gäbe es kein Recht auf Vergessen.39

Von der neueren Rechtsprechung wird ein Recht auf Vergessen grundsätzlich 
als Teilgehalt von Art. 28 ZGB anerkannt.40 In der Praxis stellt sich jedoch häufig 
die Frage, wie lange das neu aufgerollte Ereignis zurückliegen muss, damit ein 
Recht auf Vergessen besteht. Bis dato gibt es dazu keine klare Antwort, so dass 
im konkreten Fall eine Interessenabwägung vorgenommen werden muss. Ins­
besondere bei Straftätern, welche durch ihre Taten zu relativen Personen der 
Zeitgeschichte werden können, dürfte davon auszugehen sein, dass das Recht 

37	 Beachte: Die Google Switzerland GmbH mit Sitz in Zürich ist nicht identisch mit der 
Google Inc. mit Sitz in Mountain View, Kalifornien.

38	 BGE 109 II 353 E. 4b: Die Persönlichkeitsverletzung des Sohnes «[…] liegt allein in der 
erneuten Berichterstattung durch ein Massenmedium begründet, weil schon dieser 
Umstand für sich betrachtet nächste Angehörige betrifft, ohne dass auf die besonde­
ren Auswirkungen einer direkten Auseinandersetzung mit der den Intim- und Privat­
bereich berührenden Rundfunksendung geachtet werden müsste».

39	 BGE 111 II 209.
40	 Vgl. BGE 122 III 449.
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auf Vergessen und Resozialisierung das Informationsinteresse der Öffentlich­
keit nach einer gewissen Zeit überwiegen kann. 41 

Würde sich der Sachverhalt eines dokumentarischen Hörspiels über Paul Irniger 
heute zutragen, so sähe die Verbreitung anders aus: Die Dokumentation wäre 
nach der Ausstrahlung zusätzlich auf der Onlineplattform des Radiosenders 
abrufbar. Sie wäre mit Suchmaschinen zu finden und möglicherweise bereits in 
sozialen Netzwerken gepostet und mit Likes versehen. Kurz: Der Beitrag wäre 
jederzeit leicht abrufbar. Wie lässt sich bei einer solchen Situation das Recht auf 
Vergessen durchsetzen? 

Dass dieses nur schwierig durchsetzbar ist, zeigt insbesondere das Beispiel von 
Google: Der Suchmaschinenbetreiber Google Inc. löschte bis vor kurzem per­
sönlichkeitsverletzende Suchresultate grundsätzlich nicht. Kontaktierte man 
Google mit dem Ersuchen um Entfernung eines Links, so wurde erklärt, man 
solle sich direkt an den Urheber der Persönlichkeitsverletzung wenden. Google 
selbst lösche Suchresultate nur bei Vorliegen eines Gerichtsentscheides. Ein 
Vergleich schien Google nicht auszureichen.42 Das kürzlich ergangene Urteil des 
EuGH gegen Google Spain SL und Google Inc. änderte diese Praxis.43 EU-Bürger 
können nun aufgrund des Datenschutzrechtes der EU vom Suchmaschinenbe­
treiber Google die Löschung von persönlichkeitsverletzenden Daten im Inter­
net verlangen. Der EuGH entschied, dass die EU-Datenschutzrichtlinie auf die 
Suchmaschinentätigkeit von Google anwendbar sei, obwohl argumentiert 
wurde, dass Google Inc. als kalifornisches Unternehmen ausschliesslich dem 
US-Recht unterliege und die jeweiligen europäischen Tochterfirmen – wie bei­
spielsweise Google Spain SL – keine relevante Suchmaschinentätigkeit ausüben 
würden. Gemäss dem EuGH reicht es für die Anwendung der Datenschutzricht­
linie jedoch, wenn die Datenverarbeitung zwar nicht von der Niederlassung 
selbst, jedoch im Rahmen der Tätigkeiten der Niederlassung ausgeführt wird. 
Obwohl dieser Entscheid grundsätzlich nur bei Persönlichkeitsverletzungen von 
EU-Bürgern Wirkung entfaltet, dürfte er auch für die Schweiz wegweisend sein. 
Insbesondere die Folge, dass die Niederlassungen von Google in den einzelnen 
Ländern (z.B. Google Switzerland GmbH mit Sitz in Zürich) auch ohne eigene 

41	 Teitler, S. 82 ff.; BGE 109 II 353 E. 3: «Daraus darf indes nicht geschlossen werden, 
dass die Person eines Straftäters der Öffentlichkeit für alle Zukunft in gleichem Masse 
zugänglich bleibe.»

42	 Vgl. Gremmelspacher, S. 330.
43	 Urteil des EuGH vom 13. Mai 2014, C-131/12, Google Spain SL, Google Inc. vs. Agen­

cia Españiola de Protección de Datos, Mario Costeja Gonzáles.



Persönlichkeitsschutz im Internet – ein Überblick

47

Suchmaschinentätigkeit die Anwendbarkeit von nationalen Datenschutzgeset­
zen hervorrufen können, dürfte die Rechtsprechung von Schweizer Gerichten 
beeinflussen. Es wird sich zeigen, welche Konsequenzen das Urteil des EuGH auf 
die Informations- und Meinungsäusserungsfreiheit sowie auf das Recht auf 
Vergessen haben wird. Google hat seit dem Urteil gemäss eigener Darstellung 
über 170’000 Links aus seinen Suchergebnissen entfernt, wobei knapp 5’000 
Links Internetseiten aus der Schweiz betreffen sollen. In diesen Fällen lag die 
Abwägung zwischen dem Persönlichkeitsrecht und dem Informationsinteresse 
in den Händen eines privaten Konzerns; dies ist ein Umstand, der kritisiert 
wird.44 

b)	 Gesetzliche Regelung und mögliche Lösungsansätze

Mangels Spezialbestimmungen betreffend das Recht auf Vergessen im Internet 
sind die erwähnten Rechtsbehelfe von Art. 28a ZGB und die Straftatbestände 
der Art. 173 ff. StGB heranzuziehen. 

Die Thematik erhält durch das Internet ein verschärfendes Moment, so wenn 
beispielsweise Informationen aus älteren Pressebeiträgen im Netz weiterhin 
verbreitet werden, ohne dass eine Kontextualisierung an allenfalls neue Um­
stände stattfindet. Durch die Umstellung von Papierarchiven auf digitale Archi­
ve wie beispielsweise die Schweizerische Mediendatenbank (SMD) sind die 
gesuchten Informationen heute schneller und einfacher auffindbar als früher. 
Der Presserat erkannte dieses Problem und empfahl in einer Stellungnahme aus 
dem Jahre 2011, in Online-Datenbanken allfällige Berichtigungen oder Gegen­
darstellungen mit den ursprünglichen Beiträgen zu verknüpfen, damit Nachträ­
ge auf den ersten Blick ersichtlich seien. Eine solche Verlinkung sei technisch 
ohne grossen Aufwand machbar und könne vermeiden, dass ältere Beiträge 
durch eine erneute Verbreitung das Recht auf Vergessen verletzen würden und 
deshalb gelöscht werden müssen.45

Zwar wurde der Bundesrat im Rahmen eines Postulats ersucht, die Aufnahme 
des Rechts auf Vergessen in die Gesetzgebung zu prüfen.46 Der Bundesrat hat 

44	 Vgl. dazu Felber.
45	 Stellungnahme des Presserats vom 11. Mai 2011, 29/2011, E. 2 ff.
46	 Postulat «Recht auf Vergessen im Internet», Nr. 12.3152: «Der Bundesrat wird beauf­

tragt, zu prüfen, ob es zweckmässig ist, ein ‹Recht auf Vergessen im Internet› in die 
Gesetzgebung aufzunehmen und dieses Recht zu präzisieren, insbesondere im Zusam­
menhang mit den sozialen Netzwerken und den Suchmaschinen. Zudem soll geprüft 
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dieses Geschäft angenommen, wollte aber vorerst die Entwicklungen in der EU 
und beim Europarat abwarten, da Arbeiten für die Revision der entsprechenden 
Datenschutzübereinkommen und Richtlinien im Gange sind. Aufgrund der 
Schengen/Dublin-Assoziierungsabkommen wäre die Schweiz zu einer raschen 
Umsetzung der geänderten Bestimmungen ins nationale Recht verpflichtet. 
Diese Entwicklungen müssen deshalb in die nationalen Reformüberlegungen 
einbezogen werden.47

Auf europäischer Ebene wurde im Jahre 2012 ein Entwurf einer Datenschutz-
Grundverordnung vorgeschlagen. Einige der Forderungen: Die betroffene Per­
son soll Anspruch darauf haben, dass ihre personenbezogenen Daten gelöscht 
werden. Insbesondere sei der für die Datenverarbeitung Verantwortliche zu 
verpflichten, Dritten, welche diese Daten ebenfalls verwenden, die Löschung 
der Daten mitzuteilen. Auch soll jeder Person ein Auskunftsrecht zustehen, mit 
Hilfe dessen sie erfahren kann, welche Daten über sie gespeichert sind. Die 
Verordnung soll weiter für Unternehmen ausserhalb der EU gelten, die ihre 
Angebote an EU-Bürger adressieren.48

IV.	 Fazit

Gegenwärtig stützt sich der Schutz der Persönlichkeitsrechte vor allem auf die 
nationalen Gesetzgebungen. In der Schweiz sind die einschlägigen Gesetze 
zurzeit noch auf traditionelle Medien wie Zeitungen, Radio und Fernsehen 
zugeschnitten. Die technischen Möglichkeiten haben sich jedoch enorm verän­
dert und werden dies in den nächsten Jahren auch weiterhin tun. Dadurch steigt 
das Potential für Persönlichkeitsverletzungen, ohne dass bis dato konkrete 
Gesetzesbestimmungen vorliegen, welche dem Betroffenen Schutz gewähren 
würden. Eine Regelung auf nationaler Ebene dürfte dabei nicht ausreichend 
sein. 

werden, wie die Nutzerinnen und Nutzer dieses Recht besser geltend machen kön­
nen.»

47	 Bericht des Bundesrates über die Evaluation des Bundesgesetzes über den Daten­
schutz vom 9. Dezember 2011, S. 349.

48	 Vorschlag für Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr (Datenschutz-Grundverordnung) vom 12. Januar 2012. Im Jahre 2015 
wird voraussichtlich die Abstimmung zwischen Rat, Europäischem Parlament und Eu­
ropäischer Kommission stattfinden.
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Eine Normierung auf internationaler Ebene müsste vor allem die folgenden 
Fragen beantworten: Gerichtsstand, anwendbares Recht, Verpflichtung von 
Internetdienstleistern zur Begründung eines Gerichtsstandes im Angebotsstaat 
und Pflicht zur Auskunft zu den gesammelten Daten.

Es ist zu begrüssen, dass die EU wie auch der EuGH erkannt haben, dass eine 
die Staatsgrenzen überschreitende Lösung gefunden werden muss, welche die 
neuen technischen Möglichkeiten berücksichtigt und auch einen Anspruch auf 
das Recht auf Vergessen einräumt. Persönlichkeitsverletzungen im Internet auf 
nationaler Ebene regeln zu wollen dürfte kaum möglich sein. Doch gilt es zu 
bedenken, dass der Gesetzgebungsprozess auf internationaler Ebene aufgrund 
der Souveränität der Staaten zum Teil schwerfällig ist. Die Technik schreitet 
schneller voran, als es möglich ist, auf internationaler Ebene zu reagieren. 
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